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Extraterritorialer Geltungsbereich des (neuen) 
Verbandssanktionenrechts 

Kai Ambos* 

Der Regierungsentwurf eines Verbandssanktionengesetzes (VerSanG-E) sieht ge-
genüber der geltenden Rechtslage (dazu 1) eine erhebliche Erweiterung des extra-
territorialen Geltungsbereichs des deutschen Verbandssanktionenrechts vor (3). 
Entgegen der weitverbreiteten Kritik ist diese Ausdehnung sachlich gerechtfertigt, 
sollte aber klarer geregelt werden (4). In diesem Zusammenhang ist auch der UN-
Vertragsentwurf zu „Business and Human Rights“ von Interesse, der – parallel zur 
deutschen Diskussion – die völkerrechtliche Etablierung eines umfassenden Gel-
tungsbereichsregimes für Menschenrechtsverletzungen von Unternehmen zum Ziel 
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hat (2). Trotz der Nicht-Verabschiedung des Entwurfs in der letzten Legislaturpe-
riode, sollten die Ausführungen weiter von Interesse sein, weil der Koalitionsvertrag 
an der Umsetzung eines neuen Verbandssanktionenrechts festhält. 

1 Geltendes (deutsches) Recht 

Nach geltendem Recht werden juristische Personen und Personenvereinigungen bei 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten ihrer Organe oder sonstiger Leitungsperso-
nen mit einer Geldbuße sanktioniert (§ 30 OWiG). Die Vorschrift sagt nichts zu 
ihrem Geltungsbereich, schränkt ihn aber auch nicht von vornherein auf inländi-
sche juristische Personen ein. Nach ihrem Wortlaut ist es also möglich, auch aus-
ländische juristische Personen mit einer Geldbuße zu belegen.1 

Das Ordnungswidrigkeitenrecht selbst folgt einem strikten Territorialitätsprinzip: 
Es können nur Ordnungswidrigkeiten geahndet werden, die im räumlichen Gel-
tungsbereich des OWiG, also auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land, oder auf einem deutschen Schiff oder Luftfahrzeug begangen wurden 
(§ 5 OWiG). Begehungsort ist der Tätigkeits- oder Erfolgsort (Ubiquitätsprinzip,
§ 7 OWiG). Folgt man also dem Ordnungswidrigkeitenrecht, wofür ja spricht, dass
Verbände – nach geltender Rechtslage – diesem und eben nicht dem Strafrecht un-
terworfen sind, gibt es keinen (echten) extraterritorialen Geltungsbereich des Ver-
bandssanktionenrechts, lediglich eine (unechte) Geltungsbereichserweiterung über
das Flaggenprinzip.2

Eine echte Geltungsbereichserweiterung könnte nur über die Anwendung der 
§§ 5-7 StGB erfolgen, was aber voraussetzen würde, dass man die Verbandsgeld-
buße – nicht überzeugend – als strafrechtliche Sanktion einordnet oder – vertretbar
– den Geltungsbereich nach der Bezugstat bestimmt und es sich dabei um eine
Straftat handelt. Bei Haftung wegen einer Aufsichtspflichtverletzung einer Lei-
tungsperson gemäß § 130 OWiG gilt auch im letzteren Fall die strenge Territorialität
des § 5 OWiG, denn die Aufsichtspflichtverletzung ist nur Ordnungswidrigkeit

1 Vgl. Rogall, in: Mitsch (Hrsg.), Karlsruher Kommentar OWiG, 5. Aufl. 2018, § 30 Rn. 33; Niesler, in: 
Graf/Jäger/Wittig (Hrsg.), Wirtschafts- und Steuerstrafrecht, 2. Aufl. 2017, § 30 OWiG Rn. 8; Gürt-
ler/Thoma, in: Göhler (Hrsg.), Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, Kommentar, 18. Aufl. 2021, § 30 
Rn. 1; Schneider, ZIS 2013, 488, 489. 

2 Zur früheren Ansicht der territorialen Ausdehnung über das Flaggenprinzip s. Ambos, Internationa-
les Strafrecht, 5. Aufl. 2018, § 3 Rn. 26. 
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(„handelt ordnungswidrig“), keine Straftat.3 Dagegen nimmt § 30 OWiG auch auf 
Straftaten Bezug, so dass die Anwendung der §§ 5-7 StGB durchaus in Betracht 
kommt. 4 Dies würde aber voraussetzen, dass man die Verbandsgeldbuße nicht als 
rein ordnungswidrigkeitsrechtliche, sondern als Sanktion sui generis einordnet, denn 
sonst kommt auch im Rahmen von § 30 OWiG nur die strenge Territorialität des 
§ 5 OWiG in Betracht.5 Wenn man sich – m.E. nicht überzeugend – für die An-
wendung der §§ 5-7 StGB auf Verbandstaten entscheidet, würde der aktive Perso-
nalitätsgrundsatz bei Begehung einer Straftat durch eine deutsche Leitungsperson
eines (deutschen oder ausländischen [!]) Verbands mit Sitz im Ausland – bei identi-
scher Tatortstrafbarkeit – den Geltungsbereich von § 30 OWiG eröffnen (§ 7 Abs.
2 Nr. 1 Alt. 1 StGB). Somit könnte die zuständige Staatsanwaltschaft (§ 40 OWiG)
Ermittlungen einleiten (aber auch gemäß § 46 Abs. 1 OWiG, §§ 153 ff. StPO, ins-
besondere § 153c StPO, wieder einstellen).

Noch weitergehend könnte der Geltungsbereich des § 30 OWiG sogar nachträg-
lich – über die Neubürgerklausel des § 7 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 2 StGB – eröffnet sein, 
wenn der ursprünglich ausländische Täter später die deutsche Staatsangehörigkeit 
annimmt.6 Während im ersten Fall zum Tatzeitpunkt immerhin noch ein Inlands-
bezug über die deutsche Staatsangehörigkeit gegeben ist, fehlt es daran im zweiten 
Fall, weshalb es sich um eine völkerrechtlich bedenkliche Geltungsbereichsausdeh-
nung handelt.7 Jedenfalls zeigt sich, dass schon heute – über den aktiven Personali-
tätsgrundsatz – das deutsche Verbandssanktionenrecht in Form von § 30 OWiG 
bei Auslandstaten deutscher Leitungspersonen auf deren Unternehmen ausgedehnt 
werden könnte.  

Diese Ausdehnung setzt allerdings nicht nur voraus, dass man die §§ 3 ff. StGB 
überhaupt für anwendbar hält, sondern sie ist auch mangels eines (ausreichenden) 
inländischen Anknüpfungspunkts, jedenfalls im Fall der Neubürgerklausel, völker-
rechtlich bedenklich und eigentlich nur überzeugend begründbar, wenn der Ver-
band der deutschen Gebiets- oder Personalhoheit unterfällt, es sich also um ein 

3 Vgl. auch Ziegler/Voelker, in: Gassner/Seith (Hrsg.), OWiG HK, 2. Aufl. 2020, § 130 Rn. 1 („buß-
geldrechtliche[n] Verantwortlichkeit des Inhabers“); Busch/Böhme, in: Busch/Hoven/Pieth/Rüben-
stahl (Hrsg.), Antikorruptions-Compliance, 2020, S. 245 Rn. 21. 

4 Rogall (Fn. 1), § 30 Rn. 88. 

5 Dafür überzeugend Schneider (Fn. 1), 490 f.  

6 S. dazu mit Beispiel Schneider (Fn. 1), 490.  

7 Zu Nichteinmischungsgrundsatz und Anknüpfungspunkten s. insoweit Ambos (Fn. 2), § 2. 



110 Kai Ambos 

deutsches Unternehmen handelt.8 Allerdings ist zu beachten, dass die Anwendung 
des aktiven Personalitätsgrundsatzes dadurch umgangen werden kann, dass das be-
treffende Unternehmen nur Ausländer als leitende Mitarbeiter beschäftigt. 

2 Exkurs: Geltungsbereich für Verbände aus 
völkerrechtlicher Sicht, insbesondere der UN-
Vertragsentwurf zu „Business and Human Rights“9 

Bei der Bestimmung des Geltungsbereichs für Verbände gilt grundsätzlich der glei-
che völkerrechtliche Rahmen wie bei natürlichen Personen. Es sind also – insbe-
sondere über den Nichteinmischungsgrundsatz – die jeglicher Ausdehnung straf-
rechtlicher Zuständigkeit entgegenstehenden Souveränitätsinteressen von solchen 
Staaten zu beachten, in die eine Extraterritorialisierung des Geltungsbereichs mög-
licherweise eingreift.10 Im Übrigen wird der Geltungsbereich für Verbände als sol-
che (bei Anerkennung ihrer strafrechtlichen Verantwortlichkeit) durch das Domizil- 
bzw. Sitzprinzip11 bestimmt. Das Domizil kann dabei durch unterschiedliche (nor-
mative und/oder faktische) Kriterien konkretisiert werden.12  

Der Entwurf einer Arbeitsgruppe des UN-Menschenrechtsrats zur menschen-
rechtlichen Verantwortlichkeit transnationaler Unternehmen13 ist ein gutes Beispiel 

8 Schneider (Fn. 1), 491 f.; kritisch auch Busch/Böhme (Fn. 3), § 242 Rn. 12.  

9 Alle Übersetzungen dieses Abschnitts stammen vom Autor. 

10 Vgl. näher Ambos (Fn. 2), § 2 Rn. 1–5 mit Diskussion der Lotus-Entscheidung des StIGH. 

11 Dazu allg. Ambos, in: Erb/Schäfer (Hrsg.), MüKo StGB Band 1, 4. Aufl. 2020, Vorbemerkung § 3 
Rn. 34. 

12 Siehe auch Vagts, Harvard Law Review 83 (1969–70), 739, 740 (mit Blick auf die „traditional 
Anglo-American rule“, wonach es darauf ankommt, unter welcher Rechtsordnung das Unternehmen 
gegründet worden ist, sowie mit Blick auf die „continental systems“, die stattdessen auf den tatsäch-
lichen Geschäftsort bzw. Sitz des Unternehmens abstellen). 

13 Human Rights Council (HRC), Open-ended Intergovernmental Working Group (OEIGWG), Le-
gally Binding Instrument to Regulate, in International Human Rights Law, the Activities of Transnational Corpora-
tions and other Business Enterprises („Draft Treaty on Business and Human Rights“),Third Revised 
Draft 17.08.2021 (<https://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCoun-
cil/WGTransCorp/Session6/LBI3rdDRAFT.pdf>, abgerufen am 20.5.2022). Diese dritte Fassung 
enthält u.a. kleine Änderungen gegenüber der zweiten Fassung vom 6.8.2020, auf die im Haupttext 
noch eingegangen wird. 

https://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCouncil/WGTransCorp/Session6/LBI3rdDRAFT.pdf
https://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCouncil/WGTransCorp/Session6/LBI3rdDRAFT.pdf
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eines umfassenden Geltungsbereichsregimes für Verbände auf der Grundlage des 
Domizilprinzips. Zunächst bezieht sich danach die staatliche Verpflichtung, men-
schenrechtliche compliance von Verbänden sicherzustellen, auf alle unternehmeri-
schen Tätigkeiten, die auf dem Hoheitsgebiet eines Staates ausgeübt werden, dessen 
Gerichtsbarkeit unterfallen oder auf sonstige Weise der staatlichen Kontrolle unter-
liegen.14 Die Staaten sollen ein umfassendes System gesetzlicher Haftung von Un-
ternehmen für Menschenrechtsverletzungen, die aus nationalen oder transnationa-
len Aktivitäten oder Geschäftsbeziehungen eines Unternehmens resultieren, etab-
lieren.15 Die nationalen Rechtsordnungen sollen „wirksame, verhältnismäßige und 
abschreckende straf-, zivil- und/oder verwaltungsrechtliche Sanktionen“ für den 
Fall bereithalten, dass „geschäftliche Aktivitäten Menschenrechtsverletzungen ver-
ursacht oder dazu beigetragen haben.“16 Darüber hinaus soll sichergestellt werden, 
dass Unternehmen zur Befriedigung haftungsrechtlicher Ausgleichsansprüche in 
der Lage sind. Insoweit sieht der Entwurf vor, dass Unternehmen dazu verpflichtet 
werden, Mechanismen zur finanziellen Absicherung einzurichten und aufrechtzu-
erhalten, wie z.B. insurance bonds oder andere finanzielle Garantien.17 Das anzu-
wendende Recht fußt jedoch nicht alleine auf dem Territorialitätsprinzip (Ort von 
Schadenseintritt und -auswirkungen18), sondern auch auf dem Domizilprinzip (Ort 
des Unternehmenssitzes).19  

                                                           

14 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 6.1., 6.2., 6.6 (“business enterprises within their 
territory, jurisdiction, or otherwise under their control”). 

15 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 8.1 (“comprehensive and adequate system of le-
gal liability’ von Verbänden ‘conducting business activities … for human rights abuses that may arise 
from their own business activities, including those of transnational character, or from their business 
relationships.”). 

16 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 8.3 („… effective, proportionate, and dissuasive 
criminal, civil and/or administrative sanctions where legal or natural persons conducting business 
activities have caused or contributed to human rights abuses.“). 

17 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 8.5. 

18 Zum „effects principle” s. insoweit Ambos (Fn. 11), Vor § 3 Rn. 21 ff.  

19 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 11.2. (b) (wo Verband ‘alleged to have commit-
ted the acts or omissions is domiciled’). 
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Die (gerichtliche) Zuständigkeit („adjudicative jurisdiction“)20 im Zusammenhang 
mit unternehmerischen Tätigkeiten, in deren Folge tatsächliche oder potenzielle 
Menschenrechtsverletzungen eingetreten sind, beurteilt sich im Wesentlichen an-
hand des Vorliegens von drei Kriterien (Art. 9.1.):  

i. des Territorialitätsprinzips (verstanden als Ort der Begehung des tatre-
levanten Verhaltens und Eintritt des Schadens samt Auswirkungen),21

ii. des Domizilprinzips (Ort, an dem das rechtsverletzende Verhalten der
juristischen oder natürlichen Personen stattgefunden hat22 oder an dem
sich der Geschädigte aufhält23) und

iii. des passiven Personalitätsgrundsatzes (Staatsangehörigkeit des Geschä-
digten).24

Dabei ist zu beachten, dass Art. 9.1. in seiner früheren Fassung – in der noch kein 
Verweis auf den Geschädigten enthalten war25 – bereits dafür kritisiert worden ist, 
dass sein Geltungsbereich eine (zu) große Zahl von Staaten erfasse.26 Gleichwohl 
ist der Anwendungsbereich durch die Ergänzung der an die Person des Geschädig-
ten anknüpfenden Kriterien nun nochmals erweitert worden,27 wobei offenbar dem 

20 Zur Dreiteilung zwischen “jurisdiction to prescribe/legislate”, “to adjudicate” und “to enforce” s. 
American Law Institute, Restatement of the Law, Band I, 1987, S. 230 f.; dazu auch Ambos (Fn. 11), 
Vor § 3 Rn. 2 mit Fn. 8, Rn 4, 124 mwN. 

21 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 9.1 (a) und (b). 

22 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 9.1 (c). 

23 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 9.1 (d) zweite Alternative. 

24 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 9.1 (d) erste Alternative. 

25 HRC, OEIGWG, Legally Binding Instrument to Regulate, in International Human Rights Law, the Activities 
of Transnational Corporations and other Business Enterprises, Second Revised Draft 6.8.2020 
(<https://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCouncil/WGTransCorp/Ses-
sion6/OEIGWG_Chair-Rapporteur_second_revised_draft_LBI_on_TNCs_and_OBEs_with_re-
spect_to_Human_Rights.pdf>, abgerufen am 20.5.2022), Art. 9 Abs. 1. 

26 HRC, Report on the sixth session of the open-ended intergovernmental working group on transnational corporations 
and other business enterprises with respect to human rights, A/HRC/46/73, 14.1.2021 (<https://un-
docs.org/pdf?symbol=en/A/HRC/46/73>, abgerufen am 23.11.2021), Rn. 34 (“excessively broad 
range of States”). 

27 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 9.1. (d). 

https://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCouncil/WGTransCorp/Session6/OEIGWG_Chair-Rapporteur_second_revised_draft_LBI_on_TNCs_and_OBEs_with_respect_to_Human_Rights.pdf
https://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCouncil/WGTransCorp/Session6/OEIGWG_Chair-Rapporteur_second_revised_draft_LBI_on_TNCs_and_OBEs_with_respect_to_Human_Rights.pdf
https://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCouncil/WGTransCorp/Session6/OEIGWG_Chair-Rapporteur_second_revised_draft_LBI_on_TNCs_and_OBEs_with_respect_to_Human_Rights.pdf
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Druck „mancher Delegationen und vieler Nichtregierungsorganisationen“ nachge-
geben wurde.28  

Genauere Vorgaben in Bezug auf das Domizilprinzip sind in Art. 9.1.(c) und 9.2. 
enthalten. Danach soll die Zuständigkeit durch Gerichte derjenigen Staaten ausge-
übt werden, in denen Unternehmen, die im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Aktivi-
täten Menschenrechte verletzt oder zu einer solchen Verletzung beigetragen haben 
sollen, ansässig sind. Ungeachtet etwaiger darüberhinausgehender Definitionen in 
internationalen Instrumenten oder nationalen Rechtsordnungen wird der (Unter-
nehmens-)Sitz wie folgt definiert („considered domiciled“, Art. 9.2.):29 Der Ort, an 
dem das Unternehmen 

i. eingetragen oder registriert („place of incorporation or registration“) ist,  
ii. seinen Hauptverwaltungssitz („central administration“) oder sein Manage-

ment unterhält,  
iii. seinen Hauptgeschäftssitz („principal place of business“) hat oder seine all-

täglichen Geschäfte („activity on a regular basis“) abwickelt,30 oder  
iv. seine zentralen Vermögenswerte verwahrt oder seine Kerntätigkeit ausübt 

(„principal assets or operations are located“).31 

Bei den Kriterien in Bezug auf den Ort der Geschäftstätigkeit (iii) handelt es sich – 
neben weiteren kleinen Änderungen – um eine nachträgliche Ergänzung im jüngs-
ten Entwurf.32 So lässt sich resümieren, dass der unternehmerische Sitz sowohl nor-
mativ (Ort der Niederlassung) als auch faktisch (Sitz des Hauptquartiers, Ort der 
Geschäftstätigkeit und/oder der Vermögenswerte) bestimmt wird.  

                                                           

28 Vgl. HRC Report sixth session (Fn. 26), Rn. 34 („… some delegations and many non-governmen-
tal organizations argued that it was appropriate … in order to address the access to justice challenges 
…. They called for article 9 (1) to be expanded to permit jurisdiction in the courts of States where 
victims were nationals or were domiciled.“). 

29 Die Reihenfolge habe ich aus didaktischen Gründen leicht abgeändert. 

30 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 9.2. (a), (c), (d). 

31 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 9.2. (b). 

32 Vgl. HRC-OEIGWG Draft Treaty 2020 (Fn. 25), Art. 9 Abs. 2. 
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Als ob dies nicht genug wäre, wird der Geltungsbereich weiter durch den Aus-
schluss der forum non conveniens Regel und die Aufnahme eines forum necessitatis erwei-
tert.33 In Bezug auf jene stellt Art. 9.3. klar – abermals auf apodiktischere Weise als 
noch in der Vorgängerversion34 –, dass die zuständigen Gerichte „shall avoid im-
posing any legal obstacles, including the doctrine of forum non conveniens, to initiate 
proceedings …“.35 Mit Blick auf den notwendigen (Ausweichs-)Gerichtsstand – fo-
rum necessitatis – formuliert Art. 9.5. konkrete Voraussetzungen, unter denen die Ge-
richtsbarkeit eines Staates, in dem die (juristische oder natürliche) Person keinen Sitz 
hat, für zuständig erklärt werden kann. Erforderlich ist danach, dass „kein anderer 
wirksamer Gerichtsstand“ in Betracht kommt und dass eine „Verbindung“ zu dem 
betreffenden Staat aufgrund eines der drei folgenden Kriterien besteht:36  

i. der Anwesenheit des Klägers (Geschädigter) im Hoheitsgebiet des betref-
fenden Staats,

ii. des Vorhandenseins von Vermögenswerten des Beklagten; oder
iii. einer wesentlichen Tätigkeit des Beklagten.37

Geht man von dieser Zuständigkeitsregelung – die, nebenbei bemerkt, keine Vor-
schriften zu Kompetenzkonflikten und zum Verbot der Doppelbestrafung (ne bis in 
idem) enthält –38 als Modell aus, so sieht man sich mit einer weitreichenden Zustän-

33 Vgl. HRC Report sixth session (Fn. 26), Rn. 34; s.a. vorher HRC, Report on the fifth session of the open-
ended intergovernmental working group on transnational corporations and other business enterprises with respect to hu-
man rights, A/HRC/43/55, 9.1.2020, (<https://ap.ohchr.org/docu-
ments/E/HRC/other/A_HRC_43_55%20E.pdf>, abgerufen am 23.11.2021) Rn. 80 (hinsichtlich 
der diesbzgl. Forderungen von „[M]any delegations and non-governmental organizations“). 

34 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2020 (Fn. 25), Art. 9 Abs. 3: „Where victims choose to bring a 
claim in a court as per Article 9.1, jurisdiction shall be obligatory and therefore that courts shall not 
decline it on the basis of forum non conveniens.“  

35 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 9.3. 

36 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 9.5. („… no other effective forum … is available 
and there is a connection to the State …“). 

37 HRC-OEIGWG Draft Treaty 2021 (Fn. 13), Art. 9.5. (a)–(c). 

38 Es sei darauf hingewiesen, dass sich verschiedene Delegationen und Organisationen für die Schaf-
fung einer entsprechenden Vorschrift, die etwaige Kompetenzkonflikte und die Frage der res judicata 
regelt, ausgesprochen haben (HRC, Report sixth session [Fn. 26], Rn. 34); siehe bereits zuvor HRC 
Report fifth session (Fn. 33), Rn. 79 („… some delegations noted that that could lead to conflicts of 
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digkeit des Heimatstaates (Sitzstaat) des Unternehmens in Bezug auf alle extraterri-
torialen Aktivitäten dieses Unternehmens konfrontiert. Mit anderen Worten, der 
Sitz des Unternehmens löst die Gerichtszuständigkeit des Heimat- bzw. Sitzstaates 
aus, unabhängig vom Vorliegen anderweitiger Umstände wie etwa der Staatsange-
hörigkeit der natürlichen Personen bzw. der Arbeitnehmer, die im Namen des Un-
ternehmens einen bestimmten Schaden verursacht haben. Dabei darf jedoch nicht 
übersehen werden, dass – wenig überraschend – insbesondere die Vorschrift zur 
gerichtlichen Zuständigkeit39 eine erhebliche Kontroverse ausgelöst hat, im Rah-
men derer einige Delegationen sogar die generelle Erwünschtheit einer extraterrito-
rialen Zuständigkeit in Frage gestellt haben40 und davor warnten, dass ein zu „ex-
pansiver“ Ansatz „die Grundsätze der souveränen Gleichheit und der territorialen 
Integrität verletzen könnte“.41 

3 Zukünftiges (deutsches) Recht 

3.1 Private Entwürfe 

Der Kölner Entwurf42 sieht in § 2 („Räumlicher Anwendungsbereich“) bei „Zuwi-
derhandlungen“ seine Anwendbarkeit – neben inländischer Tatbegehung (§ 2 Nr. 1, 
2) – alternativ vor, wenn der Verband seinen Sitz im Inland hat (§ 2 Nr. 3) oder „die 
Zuwiderhandlung gegen die Bundesrepublik Deutschland, gegen einen Deutschen 
oder gegen einen Verband mit Sitz im Inland begangen wurde“ (§ 2 Nr. 4). Unter 
„Zuwiderhandlungen“ werden „rechtswidrigen Handlungen“ verstanden, „die den 
objektiven Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllen“ (§ 1 Abs. 3).  

Der Münchener Entwurf43 folgt dieser Geltungsbereichserweiterung (§ 1 Abs. 3 
c), d)), formuliert aber bezüglich des inländischen Verbandssitzes noch expliziter, 

                                                           

jurisdiction and suggested that the legally binding instrument clarify how to address competing 
claims of jurisdiction.“). 

39 Diese geht auf Artikel 7 des 2019 Draft zurück, siehe HRC, OEIGWG, Legally Binding Instrument to 
Regulate, in International Human Rights Law, the Activities of Transnational Corporations and other Business En-
terprises, Revised Draft 16.7.2019, (<https://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCoun-
cil/WGTransCorp/OEIGWG_RevisedDraft_LBI.pdf>, abgerufen am 23.11.2021). 

40 HRC Report fifth session (Fn. 33), Rn. 79. 

41 Ebd. („… permitting extraterritorial jurisdiction in an expansive way could violate the principles of 
sovereign equality and territorial integrity.“). 

42 Henssler/Hoven/Kubiciel/Weigend, Kölner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes, 2017, S. 4, 
24 f. 

43 Saliger/Tsambikakis/Mückenberger/Huber (Hrsg.), Münchner Entwurf eines Verbandssanktio-
nengesetzes, 5.9.2019. 

https://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCouncil/WGTransCorp/OEIGWG_RevisedDraft_LBI.pdf
https://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCouncil/WGTransCorp/OEIGWG_RevisedDraft_LBI.pdf
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dass das Gesetz anwendbar sein soll bei „verbandsbezogene[n] Zuwiderhandlungen 
unabhängig vom Begehungsort, wenn der Verband seinen Sitz im Inland hat oder 
der betreffende Verbandsteil im Inland tätig ist.“ (§ 1 Abs. 3 d)). Hier wird der Be-
griff der „Zuwiderhandlungen“ allerdings nicht nur strafrechtlich verstanden, son-
dern weiter als „rechtswidrige Handlungen oder Unterlassungen, die den Tatbe-
stand eines Strafgesetzes oder einer Ordnungswidrigkeit erfüllen“ (§ 2 Abs. 1).  

3.2 § 2 Abs. 2 VerSanG-E

§ 2 Abs. 2 VerSanG-E will einerseits das geltende Recht in der Sache übernehmen
und es andererseits teilweise erweitern. Ersteres ergibt sich aus der – nicht einfach
verständlichen – Formulierung: „Einer Verbandsstraftat steht eine Tat gleich, auf
die das deutsche Strafrecht nicht anwendbar ist“. Daraus folgt zunächst: Ist deut-
sches Strafrecht auf die betreffende Tat anwendbar, bleibt es wie nach der geltenden
Rechtslage dabei, dass bei Straftaten einer Leitungsperson eine Sanktionierung des
Verbands möglich ist. Andererseits soll das entgegen der geltenden Rechtslage
(§§ 130, 5, 7 OWiG) aber auch gelten, wenn die Tat von einer sonstigen (Nicht-
Leitungsperson) begangen wird und eine Aufsichtspflichtverletzung i. S. v. § 130
OWiG vorliegt. Denn anders als nach geltendem Recht (§ 30 versus § 130 OWiG)
differenziert § 3 Abs. 1 VerSanG-E nicht mehr zwischen Ordnungswidrigkeit und
Straftat, sondern bezieht sich allein auf eine „Verbandstat“ – also „eine Straftat (!),
durch die Pflichten, die den Verband treffen, verletzt worden sind oder durch die
der Verband bereichert worden ist oder werden sollte“ (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 VerSanG-
E, Herv. K.A.)44 –, und zwar unabhängig davon, ob diese durch eine Leitungsper-
son (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 VerSanG-E) oder eine Nicht-Leitungsperson aufgrund Auf-
sichtspflichtverletzung einer Leitungsperson (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 VerSanG-E) began-
gen worden ist. Außerdem soll es nicht auf den Tatort der Aufsichtspflichtverlet-
zung ankommen45 und es wird – hilfsweise – darauf verwiesen, dass in der Regel –
wegen des inländischen Sitzes des betreffenden Verbands – von einem inländischen

44 Die Vorschrift ist § 30 Abs. 1 OWiG nachgebildet. 

45 GesE BReg, BT-DrS 19/23568, 21.10.2020, S. 67: „Für die Fälle, in denen die Sanktionierung des 
Verbandes über das Vorliegen einer Verbandstat hinaus unzureichende Organisation, Auswahl, An-
leitung oder Aufsicht erfordert (§ 3 Absatz 1 Nummer 2), stellt die Neuregelung keine besonderen 
Anforderungen an den Ort, an dem die erforderlichen Maßnahmen hätten vorgenommen werden 
müssen.“ 
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Tatort auszugehen ist.46 Handelt es sich bei der Anlasstat allerdings nicht um eine 
strafrechtliche Verbandstat i.S.v. § 3 Abs. 1 VerSanG-E, sondern um eine Ord-
nungswidrigkeit, bleibt es bei der Anwendbarkeit von § 30 OWiG. 

Bei der Verfolgung von Straftaten natürlicher Personen kann weiter auf die §§ 3 
ff. StGB rekurriert werden und es soll insoweit keine Erweiterung des Geltungsbe-
reichs begründet werden.47 Dies bedeutet aber, dass – wie schon nach geltendem 
Recht – über den in § 7 Abs. 2 Nr. 1 StGB enthaltenen aktiven Personalitätsgrund-
satz das deutsche Strafrecht auf eine Auslandstat, die einem im Ausland sitzenden 
Verband (als Tat seiner – deutschen – Leitungsperson) zuzurechnen ist, anwendbar 
ist.  

Eine extraterritoriale Verbandstat („auf die das deutsche Strafrecht nicht an-
wendbar ist“) unterfällt (gleichwohl) dem deutschen Strafrecht, sie wird gleichge-
stellt, wenn gemäß § 2 Abs. 2 VerSanG-E – kumulativ – folgende Voraussetzungen 
vorliegen: 

i. die Tat nach deutschem Strafrecht eine Straftat wäre,
ii. die Tat am Tatort mit Strafe bedroht ist oder der Tatort keiner Strafgewalt

unterliegt,
iii. der Verband zur Zeit der Tat einen Sitz im Inland hat und
iv. es sich um eine Verbandstat i.S.d. gerade zitierten Abs. 1 Nr. 3 handelt.

Neu ist daran nur die dritte Voraussetzung, denn die erste ist rein deklaratorisch 
(andernfalls wäre die Tat nicht straf- und damit auch nicht verfolgbar), die zweite 
entspricht der Regelung für Fälle des Personalitätsprinzips in § 7 StGB und die 
vierte ist eigentlich redundant, denn sie ergibt sich schon aus der Definition der in 
Bezug genommenen Verbandstat. Der Entwurf verbindet insoweit aber offensicht-
lich den Geltungsbereich mit dem Begriff der Straftat: Eine solche i.S.v. § 2 Abs. 1 
Nr. 3 VerSanG-E („Verbandstat“ als „Straftat“) ist nur gegeben, wenn auch das 
deutsche Strafrecht anwendbar ist; ist dies nicht der Fall, liegt keine Verbands-
tat/Straftat vor, weshalb die Gleichstellung in § 2 Abs. 2 VerSanG-E notwendig ist. 
Nur so macht der Verweis in Abs 2 Nr. 4 auf Abs. 1 Nr. 3 Sinn: Es handelt sich um 
eine „Verbandstat“, auf die allerdings das deutsche Strafrecht nicht anwendbar ist, 
weshalb sie nicht als „Straftat“ i.S.v. Abs. 1 Nr. 3 gilt, so dass die Gleichstellung in 
Abs. 2 erforderlich ist. Diese Lesart ist allerdings nicht nur sehr kompliziert, son-
dern auch in der Sache nicht überzeugend, weil sie den Begriff der Straftat – der 
Bestimmung eines Verhaltens als strafrechtliches – von der Geltungsbereichseröff-
nung abhängig macht.  

46 GesE BReg (Fn. 45), S. 67: „Aufgrund des Erfordernisses eines Sitzes des Verbandes in der Bun-
desrepublik Deutschland hätten diese Maßnahmen nämlich stets (jedenfalls auch) aus der Bundesre-
publik Deutschland heraus erfolgen können beziehungsweise müssen.“ 

47 GesE BReg (Fn. 45), S. 77. 
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Doch ist die Frage, ob ein bestimmtes Verhalten eine Straftat darstellt, von der 
Frage zu unterscheiden, ob auf dieses Verhalten ein bestimmtes Strafrecht anwend-
bar ist bzw. der Geltungsbereich einer bestimmten Strafrechtsordnung eröffnet ist. 
Das Strafanwendungsrecht ist zwar konstitutiver Teil der primären Strafrechtsnor-
men, weil es einen Bereich beschreibt, für den sich das betreffende nationale Straf-
recht einen Bewertungsanspruch zuerkennt; doch es ist nicht Teil des Unrechtstat-
bestands (im Sinne vor die Klammer gezogener Tatbestandsmerkmale), sondern 
bloße objektive Bedingung der Strafbarkeit.48 Die inländische Verfolgbarkeit eines 
Verbands qua Eröffnung des Geltungsbereichs des nationalen Strafrechts ist also – 
ebenso wie die Verfolgbarkeit natürlicher Personen – von der Frage zu unterschei-
den, ob das betreffende Verhalten als strafrechtlich verboten zu bewerten ist. Man 
kann also die relevanten „Zuwiderhandungen“, wie es die privaten Entwürfe tun, 
unabhängig von der Frage des Geltungsbereichs bestimmen und diesen – bezüglich 
des Verbands – von dessen inländischem Sitz abhängig machen. Damit wird zwar 
der Geltungsbereich (zusätzlich) außerhalb des StGB (nämlich im VerSanG) gere-
gelt, das ist aber auch bei anderen Gesetzen der Fall (s. z.B. § 1 VStGB) und in der 
Sache unschädlich, weil es sich bei der zusätzlichen Regelung um ein lex specialis 
handelt. 

Nach dieser Lesart kommt es auch beim Regierungsentwurf entscheidend auf 
einen49 inländischen Sitz des betreffenden Verbands an, auf dessen – nach dem Sitz 
zu bestimmende – Staatszugehörigkeit,50 aber eben nicht (mehr) auf die Staatsange-
hörigkeit des Täters (als der natürlichen Person).51 Das ist als „massive Erweite-
rung“,52 als „zu weitreichend“53 und nicht „erforderlich“54 kritisiert worden. Der 

48 Vgl. Ambos (Fn. 2), § 1 Rn. 9; ders. (Fn. 11), Vorbemerkung § 3 Rn. 3. 

49 GesE BReg (Fn. 45), S. 76 (wonach der Verband einen Sitz, sei es der/ein Verwaltungssitz, Sat-
zungssitz oder beides, im Inland haben muss). 

50 Zur Bestimmung der Staatszugehörigkeit von Unternehmen nach Sitz- bzw. Gründungsort, vgl. 
Schneider (Fn. 1), 494 f. 

51 Allerdings könnte ja, wie oben im Haupttext erläutert, die deutsche Staatsangehörigkeit des Anlas-
stäters die Anwendung deutschen Strafrechts gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 1 StGB ermöglichen, so dass 
dann die Negativvoraussetzung des § 2 Abs. 2 VerSanG-E („das deutsche Strafrecht nicht anwend-
bar“) gar nicht erfüllt und damit diese Vorschrift gar nicht anwendbar ist. 

52 Knauer, NStZ 2020, 441, 443; kritisch auch Schweiger, ZIS 2021, 139. 

53 BR-DrS 440-1-20, 8.9.2020, S. 11 f.; zur Kritik des Bundesrats auch Schweiger (Fn. 52), 138 ff. 

54 So die Wirtschaftsverbände laut Busekist/Izrailevych, CCZ 2021, 40, 42. 
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Bundesrat befürchtet weiter eine „ausufernde Befassung deutscher Strafverfol-
gungsbehörden mit Auslandstaten“, was „mit den vorhandenen Ressourcen nicht 
ansatzweise zu bewältigen wäre“;55 deshalb seien „weitere Anforderungen“ an das 
Erfordernis des inländischen Sitzes des Verbandes zu stellen.56 

4 Bewertung 

Die vorgeschlagene Regelung ist sachgerecht und die Erweiterung legitim,57 aller-
dings sollte – unter Verzicht auf die komplizierte Differenzierung zwischen Ver-
bandstat und gleichgestellter Tat (§ 2 Abs. 2 erster Halbsatz) – ausschließlich an den 
(inländischen) Verbandssitz angeknüpft und damit ein in sich geschlossenes Gel-
tungsbereichsregime im Rahmen der Verbandsverantwortlichkeit geschaffen wer-
den.Das Sitzprinzip ist, wie oben erläutert (2.), völkerrechtlich anerkannt. Eine an 
ihm orientierte Neufassung könnte auch eine – notwendige – Vereinfachung der 
derzeit zu komplizierten Regelung bewirken.   

Nach geltendem Recht können schon jetzt, wie oben dargelegt, deutsche (und 
auch ausländische) transnationale Unternehmen bei Taten deutscher Führungs-
kräfte über § 7 Abs. 2 Nr. 1 StGB der deutschen Strafgewalt ausgesetzt sein. Sie 
können sich dem aber durch Beschäftigung ausländischer Führungskräfte entzie-
hen.58 Deshalb ist es, so zutreffend der Regierungsentwurf, „nicht sachgerecht, vor-
rangig an die Staatsangehörigkeit der Leitungsperson anzuknüpfen …“,59 zumal 
dies, wie oben gezeigt, auch völkerrechtliche Bedenken hervorruft. Sachgerechter 
ist es vielmehr, mit § 2 Abs. 2 Nr. 3 VerSanG-E darauf abzustellen – und zwar nur 
darauf[!] –, „ob der Verband einen Sitz in der Bundesrepublik Deutschland hat.“60  

Die privaten Kölner und Münchener Entwürfe sind insoweit überzeugender, 
weil unmissverständlich formuliert. Sie bleiben zwar hinter dem geltenden Recht 

                                                           

55 BR-DrS (Fn. 53), S. 11, 12. 

56 BR-DrS (Fn. 53), S. 11 f., wo als weitere Anforderung etwa auf „das Erfordernis eines wesentlichen 
Geschäftsbetriebs im Inland“ oder „den Eintritt eines erheblichen Schadens im Inland“ hingewiesen 
wird. 

57 Im Ergebnis auch Schweiger (Fn. 52), 139 f. 

58 GesE BReg (Fn. 45), S. 54 (so werde insbesondere multinationalen Konzernen „ermöglicht, sich 
mit einem Sitz in der Bundesrepublik Deutschland und dem gezielten Einsatz ausländischer Mitar-
beiter ihrer Verantwortlichkeit für Straftaten im Ausland zu entziehen.“); auch S. 76. Der RegE 
schweigt aber dazu, ob diese Praxis tatsächlich existiert. Laut Markus Busch gibt es dazu keine Zah-
len (Institutsseminar Verbandssanktionenrecht, Göttingen 9.7.2021). 

59 GesE BReg (Fn. 45), S. 54; auch S. 76. 

60 GesE BReg (Fn. 45), S. 54. 
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insoweit zurück, als dieses, wie oben ausgeführt, bei Auslandstatten deutscher Lei-
tungspersonen auch Geldbußen gegen ausländische Verbände zulässt, doch ist diese 
geltende Rechtslage aus unterschiedlichen Gründen nicht überzeugend. Zum einen 
setzt sie die – oben abgelehnte – Anwendung des § 7 StGB im Rahmen von § 30 
OWiG voraus; zum andern krankt sie an dem Grundwiderspruch, die inländische 
Verfolgbarkeit eines ausländischen Verbands (juristische Person) über das Verhal-
ten seiner deutschen Mitarbeiter (natürliche Personen) zu begründen. Geht es aber 
primär oder ausschließlich um die Verantwortlichkeit der juristischen Person „Ver-
band“, sollte auch auf dessen „Staatsangehörigkeit“ über das Sitzprinzip abgestellt 
werden, vor allem und gerade wenn es um eine strafanwendungsrechtliche Ausdeh-
nung dieser Art geht. Eine davon unabhängige Frage ist, wie die verbandsbezogene 
Zuwiderhandlung verstanden wird: nur strafrechtlich (so der Kölner Entwurf) oder 
auch ordnungswidrigkeitenrechtlich (so der Münchener Entwurf). Diese Frage ist 
rechtspolitisch zu entscheiden, sie präjudiziert den strafanwendungsrechtlichen An-
knüpfungspunkt nicht. 

In der Sache sollte somit im Rahmen eines eigenständigen Verbandssanktionen-
rechts die deutsche Staatsangehörigkeit des Täters der Verbandsstraftat (als natürli-
che Person) durch die durch den inländischen Sitz begründete deutsche Staatszugehö-
rigkeit des Verbands ersetzt werden, also ein dem eingeschränkten aktiven Personali-
tätsprinzip i.S.v. § 7 Abs. 2 Nr. 1 Alt. 1 StGB nachgebildeter Geltungsbereich ge-
schaffen werden.61 Der Regierungsentwurf geht zwar durch § 2 Abs. 2 (Nr. 3) in 
diese Richtung, verwirklicht diese klare Anknüpfung an den Verbandssitz aber nur 
unvollkommen, weil – durch die kritisierte Gleichsetzung in Abs. 2 erster Halbsatz 
und die kumulativen Voraussetzungen des Abs. 2 – zwischen Verbandstat und Ver-
bandsverantwortlichkeit differenziert wird. Tatsächlich sollte eine Verbandstat (ei-
ner natürlichen Person) auch die Verbandsverantwortlichkeit (Zurechnung dieser 
Tat nach dem Zurechnungsmodell) begründen und der Geltungsbereich des deut-
schen Rechts insoweit bei inländischem Verbandssitz eröffnet sein. Bezüglich der 
Verfolgung der verantwortlichen natürlichen Personen (Mitarbeiter des Verbands) 
sollte sich die Geltungsbereichseröffnung nach den §§ 3-7 StGB richten, ohne dass 
damit jedoch auch der Geltungsbereich für den Verband eröffnet würde (weil sich 
dies nach dem Sitzprinzip richten sollte).  

Bei Organisations- bzw. Aufsichtsmängeln (i.S.v. § 130 OWiG sowie § 3 Abs. 1 
Nr. 2 VerSanG-E), ggf. manifestiert durch Auslandstaten von Mitarbeitern, eröffnet 
ebenfalls der inländische Sitz des Verbands den Geltungsbereich des deutschen 
Strafrechts – und zwar unabhängig davon, ob diese Mängel ohnehin regelmäßig in 

61 GesE BReg (Fn. 45), S. 76. 
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die (inländische) Unternehmenszentrale zurückführen und die entsprechenden Ge-
genmaßnahmen – wegen des Sitzerfordernisses – (zumindest auch) „aus Deutsch-
land heraus erfolgen können bzw. müssen“.62  

Die darin liegende Geltungsbereichserweiterung orientiert sich an der ratio des 
(verabschiedeten) Lieferkettengesetzes63 und nimmt transnational agierende (deut-
sche) Unternehmen für alle Pflichtverletzungen entlang der Wertschöpfungskette 
in Anspruch.64 Schon heute sehen sich solche Unternehmen der Verfolgung für 
Auslandstaten durch die dortigen territorialen Jurisdiktionen65 oder der extraterri-
torialen Verfolgung durch ausländische Jurisdiktionen ausgesetzt.66 Deshalb kann 
einerseits davon ausgegangen werden, dass sie auf transnationale und extraterritori-
ale Strafverfolgung vorbereitet sind und ausreichend große Compliance-Abteilun-
gen unterhalten, um Rechtsverstöße von vornherein zu verhindern; andererseits 
sollte es in ihrem Interesse sein, im Inland verfolgt und ggf. sanktioniert zu wer-
den.67 Aufgabe der Politik wäre es dann, eine Doppelverfolgung durch außereuro-
päische Erweiterung des ne bis in idem von Art. 54 SDÜ und Art. 50 Grund-
rechtecharta68 zu verhindern.  

                                                           

62 GesE BReg (Fn. 45), S. 77. 

63 Dazu Ambos, Neun Thesen zum Lieferkettensorgfaltspflichtgesetz, Verfassungsblog 3.8.2021 
<https://verfassungsblog.de/neun-thesen-zum-lieferkettensorgfaltspflichtgesetz/>, abgerufen am 
23.11.2021. 

64 Krit. insoweit Strohmann, ZIP 2020, 105, 106, der eine Haftung für jede Tat eines Unternehmens in 
der Lieferkette jenseits von Direktions- bzw. Weisungsrecht befürchtet. 

65 Vgl. dazu Sachoulidou, NJOZ 2021, 353, 357; zu den „harsche[n] Sanktionen“ und der aggressiveren 
Verfolgungspraxis im vor allem angloamerikanischen Ausland auch Kubiciel, NZWiSt 2016, 178, 179. 

66 Vgl. zur (extraterritorialen) Verfolgung von Korruptionsdelikten durch die USA und Großbritan-
nien etwa Kraft, in: Ahlbrecht/Dann/Wessing/Frister/Bock (Hrsg.), Unternehmensstrafrecht: Fest-
schrift für Jürgen Wessing, 2015, S. 79, 85 ff. 

67 So auch Kölner Entwurf, Henssler/Hoven/Kubiciel/Weigend, NZWiSt 2018, 1, 9 wonach bei auslän-
dischen Strafermittlungen gegen international agierende Unternehmen ein „aktuell bestehender 
Wettbewerbsnachteil für deutsche Unternehmen“ besteht; Saliger/Tsambikakis/Mückenberger/Hu-
ber (Fn. 43), S. 47; auch Schweiger (Fn. 52), 139. 

68 Dazu Ambos (Fn. 2), § 10 Rn. 163 ff. 
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Ob die Regelung zu einer Überlastung der Strafverfolgungsbehörden führen wird, 
wie vom Bundesrat befürchtet,69 ist derzeit nicht sicher vorhersehbar.70 Eine Mehr-
belastung ist mit jeder Erweiterung des Strafrechts oder dessen Geltungsbereichs 
verbunden (man denke nur generell an Auslandsermittlungen), doch ist eine solche 
bei einer sachlich gerechtfertigten Regelung hinzunehmen. I.Ü. ist mit § 38 Ver-
SanG-E eine besondere Vorschrift zum „Absehen von der Verfolgung bei erwarte-
ter Sanktionierung im Ausland“ vorgesehen. Zwar wird dieses Absehen in das Er-
messen der Verfolgungsbehörde gestellt (Abs. 1: „kann“),71 doch wird u.a. auf 
§ 153c StPO, der generell ein Absehen von der Verfolgung bei Auslandstaten er-
möglicht, verwiesen (§ 38 Abs. 5 VerSanG-E).72 Die Bundesregierung sieht darin
„ausreichende Möglichkeiten zum Absehen von Verfolgung bei Auslandstaten“,73

der Bundesrat allerdings will diese Einstellungsmöglichkeit auf jegliche Auslandstat
erweitern, auch wenn eine Aufsichtspflichtverletzung der Leitungsperson im Inland
vorliegt.74 Das scheint mir aber zu weit zu gehen, denn jedenfalls bei inländischem
Handlungsort (bezüglich der Aufsichtspflichtverletzung) ist die deutsche Strafge-
walt schon aufgrund des Territorialitätsgrundsatzes gegeben (§§ 3, 9 StGB).

69 BR-DrS (Fn. 53), S. 1, 27 (allgemein) sowie 12 (Auslandstaten „mit den vorhandenen Ressourcen 
nicht ansatzweise zu bewältigen“). 

70 Die (damalige) BReg sah eine solche Überlastung nicht, weil auch „künftig nicht jeder geringfügige 
Verstoß durch ein aufwändiges Sanktionsverfahren mit anschließender Hauptverhandlung verfolgt 
werden“ müsse und zahlreiche Einstellungsmöglichkeiten vorgesehen seien (GesE BReg [Fn. 45], 
S. 145). Allerdings wurden insoweit keine systematischen Erhebungen durchgeführt (so Busch,
9.7.2021).

71 Kritisch insoweit Busekist/Izrailevych (Fn. 54), 40, 42, die einen Verstoß gegen das Doppelverfol-
gungsverbot sehen.  

72 Zu den sonstigen (weitgehenden) Einstellungsmöglichkeiten s. §§ 35–37, 39–42 VerSanG-E. 

73 BT-DrS (Fn. 45), S. 144 (Gegenäußerung BReg). 

74 Insoweit soll folgender Satz 2 zu § 38 Abs. 5 VerSanG-E hinzugefügt werden: „§ 153c Abs. 1 der 
Strafprozessordnung ist auch dann anwendbar, wenn die Verbandstat im Ausland begangen wurde 
oder ein Fall des § 2 Abs. 2 vorliegt“ (BR-DrS (Fn. 53), S. 31). 


